
 
 
 
 

Grebing Wagner Boller & Partner mbB 
Steuerberater Wirtschaftsprüfer Rechtsanwälte 

 
35043 Marburg   Schubertstraße 8 b 

Tel. (0 64 21) 40 06 - 0 
Fax (0 64 21) 40 06 - 250 

www.gwb-partner.de 
AG Frankfurt/Main 
Reg.-Nr. PR 1322 

 
 

Marburg, September 2015 
 

 
 

 
M a n d a n t e n b r i e f  I I I / 2 0 1 5  

 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
nachfolgend erhalten Sie wichtige Informationen 
über rechtliche und steuerliche Änderungen. 
 
Wir möchten Sie insbesondere auf die zum 
01.08.2015 in Kraft getretenen Erleichterungen 
bei den Aufzeichnungspflichten zum Mindestlohn 
sowie zum wiederholten Male auf die hohen An-
forderungen der Finanzverwaltung und der Ge-
richte an die Ordnungsgemäßheit eines Fahrten-
buchs hinweisen.  
 
Gerne können Sie den Mandantenbrief zukünftig 
auch per Email erhalten. Sollten Sie dies wün-
schen, bitten wir um Mitteilung Ihrer Email-
Adresse an maren.weichsel@grebing-partner.de. 
 
Die Informationen stellen keine rechtliche oder 
steuerliche Beratung dar und können eine indivi-
duelle Beratung nicht ersetzen. Sollten Sie zu 
einzelnen Themen noch Fragen haben, stehen 
wir Ihnen gern zur Verfügung.  
 

Mit freundlichen Grüßen  
Grebing Wagner Boller & Partner mbB 

 
 
 
 

Katja Möller  Oliver Stumm 
Wirtschaftsprüferin, Rechtsanwalt, Fachanwalt 
Steuerberaterin für Steuerrecht  
 

INHALT:  
· Steuertermine: Oktober - Dezember 2015 
· Einkommensteuer 
Ø Informationen zur Führung eines ordnungs-

gemäßen Fahrtenbuches  
Ø Feststellung eines Verlustvortrags ohne Zu-

grundelegung eines Einkommensteuerbe-
scheids bei unterlassener Veranlagung mög-
lich 

Ø Abgrenzung zwischen gewerblichen Einkünf-
ten und Einkünften aus selbstständiger Ar-
beit im EDV-Bereich  

Ø Abzugsfähigkeit von Schuldzinsen nur bei 
Verwendung des Darlehens für die Ein-
künfteerzielung  

Ø Anspruch auf den Pflegepauschbetrag nur 
bei förmlichem Nachweis der Hilflosigkeit 

Ø Ärzte dürfen für Honorarrückforderungen 
der Krankenkassen Rückstellungen bilden 

Ø Auflösungsverlust aus GmbH-Beteiligung 
erst im Jahr des Feststehens nachträglicher 
Anschaffungskosten abzugsfähig 

Ø Voraussetzung für tarifbegünstigten Veräu-
ßerungsgewinn bei Aufgabe der Tätigkeit 

Ø Aufwendungen für die Betreuung eines 
Haustieres sind steuerbegünstigt 

· Umsatzsteuer  
Ø Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflich-

ten im Taxigewerbe 
Ø Umsatzsteuerfreie Lieferung im Rahmen ei-

nes Reihengeschäfts 
· Grunderwerbsteuer 
Ø Einbeziehung der Baukosten in die Bemes-

sungsgrundlage der Grunderwerbsteuer  
· Arbeitsrecht/Lohnbuchhaltung 
Ø Gesetzlicher Mindestlohn: Änderungen bei 

den Aufzeichnungspflichten in Kraft 
· Mietrecht  
Ø Fristlose Kündigung auch bei unverschul-

deter Geldnot des Mieters zulässig 
· Zivilrecht 
Ø Vorliegen eines Schuld- oder Schuldände-

rungsvertrags bei einer qualifizierten  
Rangrücktrittsvereinbarung 

· Erbschaft- und Schenkungsteuer 
Ø Europäische Erbrechtsverordnung gilt ab 
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Termine Oktober - Dezember 2015 
 

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern fällig werden: 
 

Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch 
  Überweisung1 Scheck/bar2 
Lohnsteuer, Kirchensteuer, Soli-
daritätszuschlag3 

12.10.2015 15.10.2015 09.10.2015 

dto. 10.11.2015 13.11.2015 07.11.2015 
dto. 10.12.2015 14.12.2015 07.12.2015 

Kapitalertragsteuer, Solidari-
tätszuschlag 

Ab dem 1.1.2005 ist die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszu-
schlag zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das 
zuständige Finanzamt abzuführen. 

Umsatzsteuer4 12.10.2015 15.10.2015 09.10.2015 
dto. 10.11.2015 13.11.2015 07.11.2015 
dto. 10.12.2015 14.12.2015 07.12.2015 
Einkommensteuer, Kirchensteu-
er, Solidaritätszuschlag 10.12.2015 14.12.2015 07.12.2015 

Körperschaftsteuer, Solidari-
tätszuschlag 10.12.2015 14.12.2015 07.12.2015 

Gewerbesteuer 16.11.2015 19.11.2015 13.11.2015 
Grundsteuer 16.11.2015 19.11.2015 13.11.2015 
Sozialversicherung5 28.10.2015 entfällt entfällt 
dto. 26.11.2015 entfällt entfällt 
dto. 28.12.2015 entfällt entfällt 

 

Informationen zur Führung eines ordnungsgemäßen Fahrtenbuches 
 
Da es häufig und immer wieder zu Streitigkeiten mit der Finanzverwaltung über die ordnungsgemäße Führung eines 
Fahrtenbuchs im Zusammenhang mit der betrieblichen Nutzung eines Pkws kommt, möchten wir Sie zum wiederholten 
Male auf die strengen Anforderungen sowohl der Finanzverwaltung als auch der Finanzgerichte hinweisen. Die Finanz-
ämter prüfen oftmals die Fahrtenbücher intensiv und verwerfen diese als Nachweis für Betriebsausgaben und Wer-
bungskostenabzug. Die Finanzverwaltung gleicht die Daten des Fahrtenbuchs teilweise mit Werkstattrechnungen oder 
sonstigen Belegen über dienstliche Reisen zur Kontrolle ab. Daher sollten Sie in Fällen der Führung eines Fahrtenbuchs 
auf folgende Anforderungen genauestens achten: 
 
1. Aufzeichnungen zeitnah in gebundener bzw. in geschlossener Form (Buchform, keine Loseblattsammlung)  
2. geordnete Aufzeichnungen mit fortlaufendem zeitlichen Zusammenhang 
3. zeitnahe Erfassung der Fahrten 
4. Erkennbarkeit nachträglicher Korrekturen 
5. Angabe des am Fahrtende jeder Einzelfahrt erreichten Gesamtkilometerstandes 
6. die erforderlichen Angaben müssen sich dem Fahrtenbuch selbst entnehmen lassen (nur für bestimmte Berufs-

gruppen gibt es Erleichterungen) 
7. berufliche Reisen müssen Angaben zu Datum, Reiseziel, Kunden/Geschäftspartnern mit Adresse bzw. zum Gegen-

stand der dienstlichen Verrichtung enthalten. Die Aufzeichnung muss Angaben zu Ausgangs- und Endpunkt jeder 
einzelnen Fahrt im Fahrtenbuch enthalten. 

8. Aufzeichnungen für private Fahrten: Kilometerangaben ausreichend 
9. dies gilt auch für Fahrten zwischen Wohnung und Betrieb 
10. elektronisches Fahrtenbuch oder EDV geführtes Fahrtenbuch ist nur dann ordnungsgemäß, wenn nachträgliche 

Änderungen ausgeschlossen sind oder in der Datei dokumentiert werden (eine Tabelle mit dem Programm 
Excel ist nicht zulässig, da sie abänderbar ist, ohne dass es nachvollziehbare Spuren hinterlässt).  

 
Bei Fragen wenden Sie sich bitte an Ihren zuständigen Ansprechpartner bei GWB Partner. 
                                                        
1  Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum fol-

genden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächs-
te Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überwei-
sung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

2  Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. 
Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

3  Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
4  Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern ohne Fristverlängerung 

für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
5  Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats 

vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein 
einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit an die jewei-
lige Einzugsstelle übermittelt werden. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsda-
ten etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf 
einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 
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Feststellung eines Verlustvortrags ohne Zugrundelegung eines Einkommen-

steuerbescheids bei unterlassener Veranlagung möglich 
 
Eine Studentin, die nicht zur Abgabe von Steuererklärungen verpflichtet war, erklärte in den Einkommensteuererklärun-
gen 2005 bis 2007, die sie erst im Jahr 2012 beim Finanzamt einreichte, Aufwendungen für ihr Studium als vorwegge-
nommene Werbungskosten ihrer künftigen Arbeitnehmertätigkeit. Das Finanzamt lehnte die Einkommensteuerveranla-
gungen ab, weil die Steuererklärungen nicht innerhalb von vier Jahren nach Ablauf des Veranlagungszeitraums einge-
reicht worden waren und deswegen Festsetzungsverjährung eingetreten war. Die Steuererklärung 2007 hätte bei-
spielsweise bis zum 31.12.2011 beim Finanzamt eingehen müssen. 
 
Der Bundesfinanzhof6 entschied aber zugunsten der Studentin. Die Einkommensteuerveranlagungen durften  zwar nicht 
mehr durchgeführt werden, aber die entstandenen Studiumskosten konnten trotzdem noch für 2005 bis 2007 als Ver-
lustvortrag in gesonderten Bescheiden festgestellt werden. Für den Verlustvortrag gilt in den Fällen, in denen der Steu-
erzahler nicht zur Abgabe von Steuererklärungen verpflichtet ist (sog. Antragsveranlagung), in Summe eine Verjäh-
rungsfrist von sieben Jahren. Die Studentin konnte die jetzt festgestellten Verlustvorträge mit ihren späteren positiven 
Einkünften steuermindernd verrechnen. 
 
Hinweis: Zurzeit gibt es Bestrebungen des Gesetzgebers dieses Urteil außer Kraft zu setzen. Sollte es Bestand haben, 
können bis Ende 2015 vorweggenommene Werbungskosten, insbesondere Kosten eines Studiums, noch für Jahre ab 
2008 geltend gemacht und ein Bescheid über die Feststellung eines Verlustvortrags beantragt werden, wenn für die 
Jahre keine Einkommensteuererklärung abzugeben war. Das Finanzamt wird entsprechende Anträge bei Aufwendungen 
für ein Erststudium zwar wegen einer für die Steuerzahler ungünstigen Gesetzesänderung ablehnen. Hiergegen sollte 
unter Hinweis auf die ungeklärte Frage der Verfassungsmäßigkeit der Gesetzesänderung Einspruch eingelegt werden, 
der dann bis zur Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts ruht. 
 

Abgrenzung zwischen gewerblichen Einkünften und Einkünften  
aus selbstständiger Arbeit im EDV-Bereich 

 
In sachlicher Hinsicht grenzt sich die selbstständige von einer gewerblichen Tätigkeit dadurch ab, dass die geistige 
Arbeitsleistung gegenüber dem Kapitaleinsatz im Vordergrund steht. Ausbildung und persönliches Können bilden das 
beherrschende Moment. 
 
Ist für eine Tätigkeit auf dem Gebiet der EDV oder Informationstechnik zu untersuchen, ob sie als selbstständige Arbeit 
eines Ingenieurs oder als ingenieurähnliche Berufsausübung anzusehen ist, muss eine abgestufte Prüfung vorgenom-
men werden: 
 
Zunächst ist zu untersuchen, ob die Tätigkeit durch die Wahrnehmung von für den Ingenieurberuf typischen Aufgaben 
geprägt ist. Kernbereiche dafür sind Forschung und Lehre, Entwicklung, Konstruktion, Planung, Fertigung, Montage, 
Inbetriebnahme und Instandhaltung, Vertrieb, Beratung, Versuchs- und Prüfungswesen, technische Verwaltung und 
Betriebsführung, Produktions- und Prozesssteuerung, Sicherheit, Patent- und Normenwesen. Die Arbeitsweise basiert 
auf vorhandenen naturwissenschaftlichen und technischen Kenntnissen. 
 
Bei Tätigkeiten auf den Gebieten der EDV und Informationstechnik muss sich die Arbeit zusätzlich auf die Entwicklung 
von Betriebssystemen und ihre Anpassung an die Bedürfnisse der Kunden erstrecken. Dazu gehört u. a. die Überwa-
chung und Optimierung industrieller Abläufe, der Aufbau und die Verwaltung von Firmennetzwerken und –servern, die 
Anpassung vorhandener Systeme an spezielle Produktionsbedingungen oder Organisationsstrukturen. 
 
Soweit auf die Ähnlichkeit zum Beruf des Ingenieurs abgestellt wird, ist zusätzlich nachzuweisen, dass die Person über 
eine für diesen Beruf kennzeichnende Ausbildung verfügt und der ähnliche Beruf dem des Ingenieurs hinsichtlich der 
entfalteten Tätigkeiten im Wesentlichen gleicht. (Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs7) 
 

Abzugsfähigkeit von Schuldzinsen nur bei Verwendung des  
Darlehens für die Einkünfteerzielung 

 
Der Abzug von Schuldzinsen als Werbungskosten bei den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung setzt voraus, 
dass die entsprechenden Darlehensmittel zur Erzielung von Einkünften eingesetzt werden. An dieser Beurteilung ändert 
sich auch nichts, wenn Aufwendungen für ein vermietetes Objekt zunächst aus Eigenmitteln finanziert werden und 
dafür später ein Darlehen zur Finanzierung von nicht der Einkünfteerzielung dienenden Aufwendungen aufgenommen 
werden muss. (Quelle: Beschluss des Bundesfinanzhofs8) 
 
 
 
                                                        
6 BFH, Urt. v. 13.1.2015, IX R 22/14, BFH/NV 2015, S. 891, DStR 2015, S. 939, DB 2015, S. 1080, LEXinform 0934750. 
7 BFH, Urt. v. 11.11.2014, VIII R 17/12, LEXinform 0929076. 
8 BFH, Beschl. v. 27.4.2015, IX B 130/14, BFH/NV 2015, S. 977, LEXinform 5908099. 
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Anspruch auf den Pflegepauschbetrag nur bei förmlichem  
Nachweis der Hilflosigkeit 

 
Den Pflegepauschbetrag erhält nur, wer die Hilflosigkeit belegt. 
 
Dazu gehört, dass das gesundheitliche Merkmal „hilflos“ durch einen Ausweis nach dem SGB IX, der mit dem Merkzei-
chen „H“ gekennzeichnet ist, oder durch einen Bescheid der für die Durchführung des Bundesversorgungsgesetzes 
zuständigen Behörde, der die entsprechenden Feststellungen enthält, nachgewiesen wird. 
 
Dem Merkmal „H“ steht die Einstufung als Schwerstpflegebedürftiger in Pflegestufe III nach SGB XI, SGB XII oder die-
sen entsprechenden gesetzlichen Bestimmungen gleich; dies ist durch Vorlage des entsprechenden Bescheides nachzu-
weisen. (Quelle: Beschluss des Bundesfinanzhofs9) 
 
 

Ärzte dürfen für Honorarrückforderungen der  
Krankenkassen Rückstellungen bilden 

 
Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs (BFH) dürfen Rückstellungen für ungewisse Verpflichtungen aus 
öffentlichem Recht nur dann gebildet werden, wenn sie am Bilanzstichtag hinreichend inhaltlich und zeitlich konkreti-
siert sind. Die Konkretisierung kann unmittelbar durch gesetzliche Vorschriften oder durch eine behördliche Entschei-
dung erfolgen. Die Wirtschaftlichkeit der Verordnungsweise von Ärzten wird durch gemeinsame Prüfgremien untersucht. 
In einem mehrstufigen Verfahren wird untersucht, ob die Abweichung von den Richtgrößen durch Praxisbesonderheiten 
gerechtfertigt ist. 
 
Die zuständige Kassenärztliche Vereinigung hatte beanstandet, dass eine Gemeinschaftspraxis von Ärzten die maßgebli-
chen Richtgrößen für die Verordnung von Arznei- und Heilmitteln in mehreren Quartalen erheblich überschritten hatte. 
Sie leitete deshalb Überprüfungsverfahren ein. In ihren Bilanzen bildeten die Ärzte daraufhin gewinnmindernde Rück-
stellungen wegen der vorauszusehenden Festsetzung von Regressen. Dagegen sahen Finanzverwaltung und Finanzge-
richt keinen Nachweis für das Bestehen von ungewissen Verbindlichkeiten. 
 
Der BFH10 gab den Ärzten Recht. Aufgrund der Vorgaben im Sozialgesetzbuch muss bei solchen Überschreitungen mit 
Rückzahlungen gerechnet werden. Deshalb ist die Bildung einer Rückstellung in Ordnung. 
 
 

Auflösungsverlust aus GmbH-Beteiligung erst im Jahr des  
Feststehens nachträglicher Anschaffungskosten abzugsfähig 

 
Zu den Einkünften aus Gewerbebetrieb gehört auch der Gewinn oder Verlust, den ein wesentlich beteiligter Gesellschaf-
ter aus der Auflösung einer Kapitalgesellschaft erzielt. Die Einkünfte errechnen sich aus dem gemeinen Wert des dem 
Gesellschafter bei der Auflösung zugeteilten oder zurückgezahlten Vermögens abzüglich der Anschaffungs- und Veräu-
ßerungskosten. Ein Gewinn ist in dem Jahr zu versteuern, in dem das auf die Beteiligung entfallende Gesellschaftsver-
mögen verteilt wurde. Ein Verlust kann in dem Jahr geltend gemacht werden, in dem mit einer wesentlichen Änderung 
des bereits feststehenden Verlusts nicht mehr zu rechnen ist, spätestens aber im Jahr der Löschung der Gesellschaft im 
Handelsregister. 
 
In einem vom Bundesfinanzhof11 entschiedenen Fall geriet eine GmbH im Jahr 2010 in Insolvenz. Der zu 50 % beteilig-
te Gesellschafter hatte eine Bürgschaft für Verbindlichkeiten der GmbH gegenüber einer Bank übernommen, die ihm 
2010 mitteilte, dass sie ihn in Höhe von 1,3 Mio. € als Bürgen in Anspruch nehmen würde. Diesen Betrag machte der 
Gesellschafter als nachträgliche Anschaffungskosten auf die GmbH-Beteiligung geltend und wollte den Auflösungsverlust 
in seiner Einkommensteuererklärung 2010 absetzen. Im Jahr 2011 einigte er sich mit der Bank endgültig auf einen 
Bürgschaftsbetrag von 60.000 €, den er auch sofort bezahlte. 
 
Das Gericht entschied, dass der Verlust erst mit Abschluss der Bürgschaftsverhandlungen mit der Bank im Jahre 2011 
festgestanden hatte und somit der Auflösungsverlust erst in dem Jahr steuerlich zu berücksichtigen war. 
 
  

                                                        
9 BFH, Beschl. v. 14.4.2015, VI B 143/14, BFH/NV 2015, S. 975, LEXinform 5908090. 
10 BFH, Urt. v. 5.11.2014, VIII R 13/12, BFH/NV 2015, S. 882. LEXinform 0929031. 
11 BFH, Urt. v. 2.12.2014, IX R 9/14, BFH/NV 2015, S. 666, LEXinform 0934691. 
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Voraussetzung für tarifbegünstigten Veräußerungsgewinn  
bei Aufgabe der Tätigkeit 

 
Die Fortführung eines bisher als Einzelunternehmen geführten Gewerbebetriebs durch eine Personengesellschaft, an 
welcher der aufgebende Einzelunternehmer beteiligt ist, steht einer tarifbegünstigten Betriebsveräußerung nicht entge-
gen. Entscheidend für die rechtliche Beendigung der betrieblichen Tätigkeit ist dabei nicht, welchen Einfluss der frühere 
Einzelunternehmer als Gesellschafter der Gesellschaft hat. 
 
Voraussetzung für die Inanspruchnahme der Tarifbegünstigung ist, dass sich die Aufgabe des Betriebes in einem über-
schaubaren Zeitraum vollzieht. Ein Zeitraum von 20 Monaten kann im Einzelfall noch angemessen sein. Werden in die-
sem Zeitraum einzelne Wirtschaftsgüter an verschiedene Abnehmer veräußert oder entnommen, weil die fortführende 
Gesellschaft keine Verwendung dafür hat, ist das unschädlich. Dass dies als laufender Gewinn zu besteuern ist, berührt 
ebenfalls nicht die Steuerbegünstigung des Veräußerungsgewinns, soweit die übrigen Voraussetzungen vorliegen. 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs.12) 
 

Aufwendungen für die Betreuung eines Haustieres sind steuerbegünstigt 
 
Aufwendungen für die Inanspruchnahme von haushaltsnahen Dienstleistungen, die im Haushalt des Steuerzahlers er-
bracht werden, sind steuerbegünstigt. Auf Antrag ermäßigt sich die Einkommensteuer um 20 % der Aufwendungen, 
höchstens um 4.000 €. Voraussetzung für die Inanspruchnahme der Steuerermäßigung ist, dass der Steuerzahler von 
einem selbstständig tätigen Dienstleister eine Rechnung erhalten hat und die Zahlung auf das Bankkonto des Erbringers 
der Leistung erfolgt ist. Barzahlungen sind nicht begünstigt. Zu den Dienstleistungen gehören Tätigkeiten, die gewöhn-
lich durch die Mitglieder des Privathaushalts erledigt werden, wie z. B. Reinigen der Wohnung durch eine Gebäudereini-
gungsfirma oder die Gartenpflege durch eine Gärtnerei. Der Begriff „haushaltsnahe Dienstleistung“ ist gesetzlich nicht 
näher bestimmt, lässt Interpretationsspielraum. 
 
Das Finanzgericht Düsseldorf13 fasst den Begriff weit und entschied, dass entgegen der Auffassung der Finanzverwal-
tung Tierbetreuungskosten, die im Haushalt (in der eigenen Wohnung, im eigenen Haus oder im eigenen Garten) des 
Halters anfallen, als Aufwendungen für haushaltsnahe Dienstleistungen anzuerkennen sind. 
 
Aufwendungen für eine außerhäusliche Betreuung des Tieres (z. B. fürs „Gassi gehen“) sind nach diesem Urteil weiter-
hin nicht begünstigt.  
 
Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden. 
 
 

Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten im Taxigewerbe 
 
Ein Taxiunternehmer, der seinen Gewinn durch Einnahmenüberschussrechnung ermittelt, muss die Betriebseinnahmen 
und Betriebsausgaben durch Belege nachweisen. Die Pflicht zur Einzelaufzeichnung wirkt dabei unmittelbar auch hin-
sichtlich der Besteuerung nach dem Einkommensteuergesetz. 
 
Der Bundesfinanzhof14 (BFH) hat in seiner bisherigen Entscheidung nicht offen gelassen, ob eine Pflicht zu täglichen 
Aufzeichnungen besteht oder ob auch wöchentliche Aufzeichnungen genügen. Vielmehr hat er klar gestellt, dass jede 
einzelne Bareinnahme aufzuzeichnen ist. Daraus ergibt sich, dass tägliche und wöchentliche Aufzeichnungen der Bar-
einnahmen nicht genügen. Aufgrund der branchenspezifischen Besonderheiten des Taxigewerbes lässt der BFH nur 
dann eine Ausnahme zu, wenn die sog. Schichtzettel in Verbindung mit den Angaben, die sich auf dem Kilometerzähler 
und dem Taxameter des einzelnen Taxis ablesen lassen, vorhanden sind und nach den Vorgaben15 aufbewahrt werden. 
Von der Aufbewahrung dieser Ursprungsaufzeichnungen kann nur dann abgesehen werden, wenn deren Inhalt unmit-
telbar nach Auszählung der Tageskasse in das in Form aneinandergereihter Tageskassenberichte geführte Kassenbuch 
übertragen wird. 
 
In einem neueren Fall wurde festgestellt, dass ein Taxiunternehmen die Einnahmen nur einmal wöchentlich erfasste 
und vollständig ausgefüllte Schichtzettel nicht vorhanden waren. Aus diesem Grund wies der BFH16 die Beschwerde des 
Unternehmens zurück. Die Revision war nicht zuzulassen. 
 
  

                                                        
12 BFH, Urt. v. 22.10.2014, X R 28/11, BFH/NV 2015, S. 479, LEXinform 0928548. 
13 FG Düsseldorf, Urt. v. 4.2.2015, 15 K 1779/14, (Revision eingelegt, Az. BFH: VI R 13/15), EFG 2015, S. 650, LEXinform 0442918. 
14 BFH, Urt. v. 26.2.2004, XI R 25/02, BFH/NV 2004, S. 858, LEXinform 0817630. 
15 § 147 Abs. 1 AO. 
16 BFH, Beschl. v. 18.3.2015, III B 43/14, LEXinform 5908101. 
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Umsatzsteuerfreie Lieferung im Rahmen eines Reihengeschäfts 
 
Bei einem Reihengeschäft schließen mehrere Unternehmer über denselben Gegenstand Umsatzgeschäfte ab (A verkauft 
an B. B weiter an C). Wird der Gegenstand dabei vom ersten Verkäufer direkt zum letzten Erwerber transportiert (also 
von A zu C), liegen diesem Transportvorgang zwei Umsatzgeschäfte (Lieferungen) zu Grunde. Die Warenbewegung 
muss einem dieser Geschäfte zugeordnet werden. Denn nur eine bewegte Lieferung kann gegebenenfalls als innerge-
meinschaftliche Lieferung oder Ausfuhrlieferung steuerfrei sein. 
 
Für die Zuordnung kommt es nicht auf die Erteilung des Transportauftrags an. Grundsätzlich ist die erste Lieferung (von 
A an B) steuerfrei. Anders ist es jedoch, wenn B dem C bereits Verfügungsmacht an der Ware verschafft hat, bevor die 
Ware das Inland verlassen hat. Das ist aufgrund der objektiven Umstände des Einzelfalls und nicht lediglich anhand der 
Erklärungen der Beteiligten zu prüfen. 
 
Hinweis: Ein inländischer Unternehmer sollte sich von seinem ausländischen Abnehmer versichern lassen, dass dieser 
die Verfügungsmacht nicht auf einen Dritten überträgt, bevor der Gegenstand der Lieferung das Inland verlassen hat. 
Verstößt der ausländische Abnehmer gegen diese Versicherung, kommt die Gewährung von Vertrauensschutz für den 
inländischen Unternehmer in Betracht. (Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs17) 
 

Einbeziehung der Baukosten in die Bemessungsgrundlage  
der Grunderwerbsteuer 

 
Bereits im Jahr 1991 hatte das Bundesverfassungsgericht18 entschieden, dass die Rechtsprechung des Bundesfinanz-
hofs19, nach der die Grunderwerbsteuer beim Erwerb einer im Bauherrenmodell errichteten Eigentumswohnung nach 
den Gegenleistungen für den anteiligen Grund und Boden und für den Bau der Wohnung zu bemessen ist, nicht gegen 
Grundrechte des Grundgesetzes verstößt. 
 
Bemessungsgrundlage für die Grunderwerbsteuer ist die Gegenleistung, die sich z. B. aus dem Kaufvertrag über ein 
Grundstück ergibt. Wenn sich jedoch aus weiteren mit diesem Rechtsgeschäft in einem rechtlichen oder zumindest 
objektiv sachlichen Zusammenhang stehenden Vereinbarungen ergibt, dass der Erwerber das beim Abschluss des Kauf-
vertrags unbebaute Grundstück in bebautem Zustand erhält, bezieht sich der Erwerbsvorgang auf diesen einheitlichen 
Erwerbsgegenstand. Dies gilt insbesondere dann, wenn der Käufer den Grundstücksverkäufer oder einen vom Grund-
stücksverkäufer vorgeschlagenen Dritten spätestens beim Abschluss des Kaufvertrags mit dem Bau beauftragt. 
 
Der Bundesfinanzhof20 hat seine Rechtsprechung bestätigt und klar gestellt, welche Aufwendungen beim Kauf eines 
unbebauten Grundstücks in die Bemessungsgrundlage der Grunderwerbsteuer einzubeziehen sind, wenn sich der 
Grundstücksverkäufer (zusätzlich) zur Errichtung eines Rohbaus auf dem Grundstück verpflichtet, und weitere Baukos-
ten durch Ausbauarbeiten anfallen, die aber vom Grundstückskäufer bei Dritten in Auftrag gegeben worden sind: 
 
· Die Ausbaukosten sind in die Bemessungsgrundlage einzubeziehen, wenn die vom Erwerber mit dem Ausbau beauf-

tragten Unternehmen bereits beim Abschluss des Grundstückskaufvertrags zur Veräußererseite gehörten und dem 
Erwerber vor diesem Zeitpunkt die Ausbauarbeiten konkret benannt und zu einem im Wesentlichen feststehenden 
Preis angeboten hatten und der Erwerber dieses Angebot später unverändert oder mit geringen Abweichungen an-
genommen hat. 

· Eigenleistungen und Aufwendungen für Ausbaumaßnahmen, bei denen es an einem derartigen in personeller, in-
haltlicher und finanzieller Hinsicht konkreten Angebot vor Abschluss des Kaufvertrags fehlt, werden nicht in die Be-
messungsgrundlage der Grunderwerbsteuer einbezogen. 

 
Gesetzlicher Mindestlohn: Änderungen bei den  

Aufzeichnungspflichten in Kraft 
 
Mit Wirkung zum 1. August 2015 sind wichtige Änderungen bei den Aufzeichnungspflichten nach dem Mindestlohnge-
setz (MiLoG) in Kraft getreten. Das zuständige Bundesministerium für Arbeit und Soziales hat im Zuge einer Anpassung 
der Mindestlohndokumentationspflichtenverordnung (MiLoDokV) festgelegt, dass für den Arbeitgeber künftig keine 
Verpflichtung zur Erstellung, Aufbewahrung und Bereithaltung der Stundenaufzeichnungen mehr besteht, wenn das 
verstetigte regelmäßige Monatsentgelt des Arbeitnehmers eine Grenze von 2.000 Euro brutto überschreitet und dieses 
Monatsentgelt für die letzten zwölf Monate nachweislich gezahlt wurde. Die Aufzeichnungspflicht entfällt künftig außer-
dem für alle Familienangehörigen, die im Betrieb des Arbeitgebers mitarbeiten. Die geänderte Verordnung ist am 
31.07.2015 im Bundesanzeiger veröffentlicht worden (vgl. BAnz AT 31.07.2015 V1). 
 
Bisher waren Arbeitgeber nach der MiLoDokV lediglich für diejenigen Arbeitnehmer von den Dokumentationspflichten 
nach § 17 Abs. 1 MiLoG befreit, deren verstetigtes regelmäßiges monatliches Entgelt mehr als 2.958 Euro brutto betrug. 
Diese Grenze wird künftig neben den oben genannten Ausnahmetatbeständen allerdings auch weiterhin gelten. 

                                                        
17 BFH, Urt. v. 25.2.2015, XI R 15/14, DStR 2015, S. 748, DB 2015, S. 901, LEXinform 0934809. 
18 BVerfG, Beschl. v. 27.12.1991, 2 BvR 72/90, BStBl 1992 II, S. 212; LEXinform 0101127. 
19 BFH, Urt. v. 13.4.1983, II R 53/81, BStBl 1983 II, S. 606, LEXinform 0036441. 
20 BFH, Urt. v. 3.3.2015, II R 9/14, LEXinform 0934542. 
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Fristlose Kündigung auch bei unverschuldeter Geldnot des Mieters zulässig 

 
Der Vermieter einer Wohnung darf seinem sozialhilfeberechtigten Mieter auch dann kündigen, wenn das Sozialamt ohne 
dessen Verschulden die Miete nicht gezahlt hat. Dies hat der Bundesgerichtshof21 entschieden. 
 
Der Vermieter kündigte das Mietverhältnis wegen Zahlungsverzugs fristlos, nachdem der Mieter die Miete für mehrere 
Monate nicht gezahlt hatte. Der Mieter hatte allerdings rechtzeitig einen Antrag auf Sozialhilfe gestellt. Die Übernahme 
der Wohnungskosten erfolgte jedoch nicht rechtzeitig durch die Behörde, so dass Mietzahlungen nicht geleistet wurden. 
Das Gericht gab dem Vermieter Recht. Dem Verzugseintritt steht nicht entgegen, dass der Mieter, um die Miete entrich-
ten zu können, auf Sozialleistungen angewiesen war und diese Leistungen rechtzeitig beantragt hatte. Zwar kommt ein 
Schuldner nur in Verzug, wenn er das Ausbleiben der Leistungen zu vertreten hat.22 Bei Geldschulden befreien jedoch 
wirtschaftliche Schwierigkeiten den Schuldner auch dann nicht von den Folgen verspäteter Zahlung, wenn sie auf un-
verschuldeter Ursache beruhen. Vielmehr hat jedermann nach dem Prinzip der einer Geldschuld zugrunde liegenden 
unbeschränkten Vermögenshaftung ohne Rücksicht auf ein Verschulden für seine finanzielle Leistungsfähigkeit einzu-
stehen. Nach Ansicht der Richter gilt der Grundsatz: “Geld hat man zu haben”. 
 

Vorliegen eines Schuld- oder Schuldänderungsvertrags bei  
einer qualifizierten Rangrücktrittsvereinbarung 

 
Zur Abwendung der Überschuldung eines Unternehmens und damit zur Vermeidung einer Insolvenz dienen so genannte 
qualifizierte Rangrücktrittsvereinbarungen mit Gläubigern. 
 
Eine qualifizierte Rangrücktrittsvereinbarung stellt einen Schuld- oder Schuldänderungsvertrag dar, nach dessen Inhalt 
die Forderung des Gläubigers nicht mehr passiviert wird und nur im Falle eines die Verbindlichkeiten übersteigenden 
Aktivvermögens befriedigt werden darf. Als Vertrag zu Gunsten der Gläubigergesamtheit kann die Vereinbarung ab 
Eintritt der Insolvenzreife nicht durch eine Abrede des Schuldners mit dem Gläubiger der Forderung aufgehoben wer-
den. 
 
Wird eine mit einem qualifizierten Rangrücktritt versehene Verbindlichkeit trotz Insolvenzreife beglichen, kann die Zah-
lung mangels eines Rechtsgrundes zurückverlangt werden. Eine trotz eines qualifizierten Rangrücktritts im Stadium der 
Insolvenzreife bewirkte Zahlung kann als unentgeltliche Leistung angefochten werden. 
(Quelle: Urteil des Bundesgerichtshofs23) 
 

Europäische Erbrechtsverordnung gilt ab 17.8.2015 
 
Ab dem 17.8.2015 wird die Europäische Erbrechtsverordnung24 gelten, die regelt, welches Erbrecht auf einen internati-
onalen Erbfall anzuwenden ist. Gerichte und andere Organe der Rechtspflege in den Staaten der EU (außer im Vereinig-
ten Königreich, Irland und Dänemark) werden dann nach dieser Verordnung beurteilen, welches nationale Recht zur 
Anwendung kommt, wenn ein Erbfall einen Auslandsbezug hat. 
 
Nach bisherigem deutschen Recht unterliegt die Rechtsnachfolge von Todes wegen dem Recht des Staates, dem der 
Erblasser zum Zeitpunkt seines Todes angehörte.25 War der Erblasser Deutscher, galt also bisher deutsches Erbrecht, 
was sich nunmehr ändert. Ab dem 17.8.2015 unterliegt die gesamte Rechtsnachfolge von Todes wegen dem Recht des 
Staates, in dem der Erblasser zum Zeitpunkt seines Todes seinen letzten gewöhnlichen Aufenthalt hatte.26 
 
Den gewöhnlichen Aufenthalt hat jemand dort, wo er sich unter Umständen aufhält, die erkennen lassen, dass er an 
diesem Ort oder in diesem Gebiet nicht nur vorübergehend verweilt. Dies wird anhand der tatsächlichen Verhältnisse 
ermittelt; dabei wird festgestellt, wo sich der Schwerpunkt der sozialen Kontakte insbesondere in familiärer und berufli-
cher Hinsicht befindet. Als nicht nur vorübergehend gilt stets und von Beginn an ein beabsichtigter zeitlich zusammen-
hängender Aufenthalt von mehr als sechs Monaten Dauer. 
 
Ausländische Regelungen zur gesetzlichen Erbfolge können erheblich von den deutschen erbrechtlichen Regelungen 
abweichen, z. B. hinsichtlich der Möglichkeit der Errichtung eines gemeinschaftlichen Testaments oder im Pflichtteils-
recht. 
 
Wer nach den genannten Kriterien seinen gewöhnlichen Aufenthalt im Ausland haben könnte, sollte deshalb kurzfristig 
seine Nachlassplanung überprüfen, nötigenfalls hierzu fachlichen Rat einholen und sich auch über neue Möglichkeiten 
der Gestaltung informieren. 
 

                                                        
21 BGH, Urt. v. 4.2.2015, VIII ZR 175/14, ZIP 2015, S. 16, LEXinform 1594570. 
22 § 276 BGB. 
23 BGH, Urt. v. 5.3.2015, IX ZR 133/14, DStR 2015, S. 767, LEXinform 1594993. 
24 Verordnung EU Nr. 650/2012, EU-ErbVO, LEXinform 9119807. 
25 Art. 25 EGBGB. 
26 Art. 21 EU-ErbVO. 


